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In den letzten Jahrzehnten hat sich die Bundeswehr gerne als Helfer in der Not inszeniert - egal ob bei Hoch-
wasser oder zur Unterstützung bei den Pandemie-Maßnahmen. Damit will sie vortäuschen, militärische 
Strukturen kämen der gesamten Bevölkerung zugute.

Die Erfahrungen aus Faschismus und Krieg waren frisch, als die Mütter und Väter des Grundgesetzes prinzi-
pielle Vorgaben hineinschrieben. Sie werden immer mehr aufgeweicht und umgangen. Nicht mehr das Mili-
tär soll nun das zivile Leben unterstützen, sondern umgekehrt: das Zivile wird zunehmend in militärische 
Zielsetzungen eingebunden. Diese grundlegende Verschiebung wird im sogenannten „Operationsplan 
Deutschland“ festgeschrieben. Der Plan selbst ist nicht öffentlich zugänglich. Seine Stoßrichtung wird im 
Grünbuch Zivil-Militärische Zusammenarbeit 4.0 (vgl. IMI-Analyse) sowie auf allen Propaganda-Kanälen 
deutlich. Es wird ausdrücklich formuliert, dass zivile Strukturen wie die Landkreise und 
Blaulichtorganisationen mit maximaler Unterstützung zur „Kriegstüchtigkeit“ beitragen sollen. 
Behauptungen, für dieses Thema gäbe es kein kommunalpolitisches Mandat, wurden bald Lügen gestraft. 

So legt der zeitengewendete Operationsplan fest, welche Verkehrswege für Truppenbewegungen genutzt 
werden sollen, welche Brücken geeignet sind und wo Rast- und Sammelplätze einzurichten sind. Der zivile 
Bereich wird damit nicht mehr als eigenständiger Akteur verstanden, sondern als nachgeordnete Unterstütz-
ungsstruktur militärischer Planungen. Einen entsprechenden „Besuch“ haben Offiziere dem hiesigen Stadtrat 
bereits abgestattet, natürlich unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Wir können aber sicher sein, dass Stadtrat 
und -verwaltung auf das Grünbuch eingeschworen wurden, auf die Abkehr von kommunaler Autonomie.

Die Logik der Militärisch-Zivilen Zusammenarbeit greift zunehmend in Bereiche ein, in denen sie bislang 
nicht erwartet wurde. Die Kommunen sollen sich strategisch die Frage zu stellen, wie sie militärische 
Anforderungen unterstützen können. Die kommunale Selbstverwaltung wird funktional auf militärische 
Zwecke ausgerichtet – wir sehen darin auch ein demokratietheoretisches Problem!

Mögliche faschistoide Regierungen werden sich bedanken.

Der Widerstand gegen Militarisierung ist Teil des Kampfes gegen Rechts!

Die Szenarien des OPLAN DEU umfassen zudem die Rückführung Verwundeter, Gefallener, 
Kriegsgefangener sowie die Aufnahme von Flüchtenden aus Kriegsgebieten. Die Kommunen werden als un-
terstützende Akteure fest eingeplant.

Das wird überdeutlich an der dritten Folge der „Red-Storm“-NATO-Manöver Ende September in Hamburg. 
Die Einbindung der Hafenbehörde, aber auch Jobcenter, Feuerwehr, THW etc., hat zum Ziel, die Stadt als lo-
gistische Drehscheibe für einen Krieg `im Osten‘ zu festigen. 

Besonders problematisch scheint mir dabei die Einbindung des Gesundheitssektors. Geplant ist die Umkehr 
medizinischer Priorisierung. Im Konfliktfall sollen alle Kliniken primär verwundete Soldaten und Soldatin-
nen behandeln, um sie möglichst schnell wieder einsatzfähig zu machen. Die breite Bevölkerung wird hint-
angestellt. 

Bei den Erfahrungen mit unserem Klinikum und vor dem Hintergrund seiner großen Defizite ist das ein Un-
ding! 

Hier müssen und können wir mit unserem Widerstand ansetzen!

Der Operationsplan will kein rein militärisches Dokument sein. Er stellt die gesamtgesellschaftliche Militari-
sierung als alternativlos hin. 

Dem wollen wir als AK Antimilitarisierung entgegenwirken.

Wir brauchen zivile, nachhaltige Alternativen!

Die Zukunftsfragen der Menschheit – wie die Soziale Frage inklusive der Gleichstellung aller Menschen, ge-
sicherte Daseinsvorsorge und die Bekämpfung der Klimakatastrophe – diese Fragen können nicht militärisch 
beantwortet werden. Aufrüstung bis zum Weltkrieg schiebt die wirklichen Bedürfnisse der Menschen auf ein 
fatales Abstellgleis. 

Mit der rot-grünen Regierung 1998 und ihrer AGENDA 2010 kündigte sich der bis dato größte Angriff auf 
die Lohnabhängigen in der BRD an. Der damalige Fachhochschulprofessor Rainer Roth hat 2003 eine her-
vorragend verständliche Analyse vorgelegt unter dem Titel „Nebensa  che Mensch  “. Die aktuell ausgerufene 
„Zeitenwende“ zeigt sich als noch größerer Frontalangriff. Es ist höchste Zeit, den Menschen wieder zur 
Hauptsache machen.

Nein zu Hochrüstung, Wehrpflicht und Krieg! 

Für Frieden, demokratische Rechte und soziale Sicherheit!

https://klartext-info.de/rainer-roth-nebensache-mensch/
http://ritisch-lesen.de/essay/was-militars-und-behorden-fur-die-heimatfront-planen

